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Vereinbarung

über die Besetzung von Professorinnen- oder Professorenstellen

an den Hochschulen

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10.11.1978 i. d. F. vom 15.08.2002)



...

Abschnitt I

Ausschreibungen und Berufungsvorschläge

Nr. 1

(1) Professuren werden in der Regel international ausgeschrieben.

(2) In der Ausschreibung sind Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben, der Zeitpunkt
der Besetzung sowie die Bewerbungsfrist anzugeben. Auf etwaige landesrechtliche
Bestimmungen über das Höchstalter der Bewerberinnen oder Bewerber soll hingewiesen
werden.

Nr. 2

(1) Die Hochschule stellt innerhalb einer in den landesrechtlichen Bestimmungen
festgelegten Frist einen Berufungsvorschlag auf.

Bei der Aufstellung des Berufungsvorschlages soll der Nachwuchs hinreichend
berücksichtigt werden. Die Vorschlagsliste soll mindestens drei Namen enthalten.
Bewerberinnen oder Bewerber, gegen deren Berufung Einwendungen erhoben werden
können (vgl. Nr. 3), sollen von der Hochschule nicht auf die Vorschlagsliste gesetzt
werden.

(2) Der Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder dem Kultus-(Wissenschafts-)minister sind
auf Anforderung sämtliche eingegangenen Bewerbungen vorzulegen.
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(3) Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der Kultus-(Wissenschafts-)minister ist bei
der Erteilung des Rufes an die in der Vorschlagsliste angegebene Reihenfolge nicht
gebunden. *

(4) Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der Kultus-(Wissenschafts-)minister kann
nach Maßgabe des Landesrechts nach Anhörung der Hochschule eine in der
Vorschlagsliste nicht genannte Person berufen.

                                                
* Protokollnotiz:

Hamburg verweist auf die entgegenstehende Rechtslage in diesem Land



- 4 -

...

Abschnitt II

Besetzung von Professorinnen- oder Professorenstellen
der Besoldungsgruppen C 4 und W 3

Nr. 3

(1) Soll eine Professorin oder ein Professor der Besoldungsgruppen C 4 oder W 3 auf eine

Professorinnen- oder Professorenstelle berufen werden, ist bei der oder dem zuständigen

Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder Kultus-(Wissenschafts-)minister anzufragen, ob

Einwendungen gegen die Erteilung des Rufes erhoben werden. Die Anfrage kann sich auf

die am gegenwärtigen Hochschulort zur Verfügung stehenden Räume, Personal und

Sachmittel erstrecken.

(2) Von der Berufung ist abzusehen, wenn Einwendungen damit begründet werden, dass die

Professorin oder der Professor innerhalb der letzten drei Jahre in ein Amt der

Besoldungsgruppen C 4 oder W 3 ernannt oder ihre oder seine Besoldung aus Anlass ihrer

oder seines Verbleibens erhöht worden ist. Von der Berufung ist ferner abzusehen, soweit

mit einer Professorin oder einem Professor aus Anlass einer Verbesserung ihrer oder seiner

Arbeitsmöglichkeiten vereinbart ist, dass sie oder er für eine bestimmte Zeit an der

Hochschule bleiben werde.

(3) Die Frist beginnt in den Fällen des Abs. 2 Satz 1 mit dem Tage des Dienstantritts oder mit

dem Tage des Wirksamwerdens der Rufabwendung; in den Fällen des Abs. 2 Satz 2 richtet

sie sich nach der Vereinbarung. Der Ruf darf frühestens 6 Monate vor Ablauf der Frist

erteilt werden.
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(4) Innerhalb der Sperrfrist soll die Zustimmung zur Ruferteilung nur dann bei der oder dem

zuständigen Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder Kultus-(Wissenschafts-)minister

erbeten werden, wenn besonders schwerwiegende Gründe die Berufung einer oder eines

bestimmten Professorin oder Professors so dringend erscheinen lassen, dass es auch mit

Rücksicht auf die Belange der abgebenden Hochschule nicht vertretbar ist, die Frist

einzuhalten.

(5) Hat die oder der zuständige Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder Kultus-

(Wissenschafts-)minister auf die Einhaltung der Sperrfrist verzichtet, so ist die

Professorin oder der Professor ohne Bleibeverhandlungen freizugeben.

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf Professorinnen und Professoren im

Beamtenverhältnis auf Zeit.

Nr. 4

Ist ein Ruf auf eine Professorinnen- oder Professorenstelle der Besoldungsgruppen C 4 oder

W 3 erteilt und noch nicht abgelehnt, darf ein weiterer Ruf auf eine Professorinnen- oder 

Professorenstelle nur im Einvernehmen mit der Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder dem

Kultus-(Wissenschafts-)minister ergehen, die oder/der den ersten Ruf erteilt hat.

Nr. 5

(1) Die berufende Ministerin oder der berufende Minister darf ihr oder sein Angebot nicht

erhöhen, sobald die oder der derzeit zuständige Ministerin oder Minister ein

Rufabwendungsangebot gemacht hat.
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(2) Sind mehrere Rufe erteilt worden, so fordern die beteiligten Kultus-(Wissenschafts-)

ministerinnen oder Kultus-(Wissenschafts-)minister nach gegenseitiger Abstimmung die

Berufene oder den Berufenen auf, sich zu entscheiden, mit welcher Kultus-

(Wissenschafts-)ministerin oder welchem Kultus-(Wissenschafts-)minister sie oder er

zunächst verhandeln will. Die anderen beteiligten Kultus-(Wissenschafts-) ministerinnen

oder Kultus-(Wissenschafts-)minister sehen von Berufungsverhandlungen so lange ab,

bis die oder der Berufene gegenüber der oder dem mit ihr oder ihm verhandelnden

Kultus-(Wissenschafts-) ministerin oder Kultus-(Wissenschafts-)minister den Ruf

endgültig abgelehnt hat. Die Kultus-(Wissenschafts-)ministerinnen oder Kultus-

(Wissenschafts-)minister, mit denen die oder der Berufene zunächst nicht verhandelt,

können den Ruf zurückziehen.

Nr. 6

Die berufende Kultus-(Wissenschafts-)ministerin oder der berufende Kultus-(Wissenschafts-)

minister hat die anderen Kultus-(Wissenschafts-)ministerinnen oder Kultus-(Wissenschafts-)

minister unverzüglich über jeden erteilten Ruf und den Ausgang der Berufungsverhandlungen zu

unterrichten.

Nr. 7

Abschnitt II gilt auch für Professorinnen und Professoren im Angestelltenverhältnis mit einer den

Besoldungsgruppen C 4 und W 3 vergleichbaren Vergütung.
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Abschnitt III

Vereinbarungen und Zusagen

Nr. 8

(1) Die Ausstattung des Fachgebietes einer Professorin oder eines Professors wird befristet

gewährt.

(2) Die Frist beträgt in der Regel fünf Jahre.
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Abschnitt IV

Inkrafttreten

Nr. 9

Die Vereinbarung über das Verfahren bei der Besetzung von Lehrstühlen (Beschluss der KMK

vom 28.11.1968), der Mustererlass über das Verfahren bei der Besetzung von Lehrstühlen nach

dem Beschluss der KMK vom 28.11.1968 (Beschluss d. KMK v. 03.07.1969) und die

Vereinbarung über das Verfahren bei der Berufung von Professorinnen und Professoren an

staatliche Kunsthochschulen (Beschluss der KMK vom 05.03.1971) werden aufgehoben. Solange

die H-Besoldung weitergilt, ist diese Vereinbarung entsprechend anzuwenden.


